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Die Wahlen in Ecuador im Jahre 1998 -
Politischer Wechsel fiir einen neuen Beginn

Ecuador hat durch eine neue Verfassung und durch eine neugewahlte RegierurgjtsAugust die Chance,

die Regierungsfahigkeit wiedrgewinnen und damit die Armut und Not der Bevdlkerung zu bekampfen.
Erste wirtschaftspolitische MalRnahmen haben zwar Stral3enproteste ausgeldst, doch haben die durch de
neuen Prasidenten forciert angegangenen Friedensverhandlungen mit Peru einen weitgehenden Konsen:
im Land geschaffen. Es besteht die Rlaffy, da? die Regieng von Prasident Jamil Mahuad eine wirt-
schaftspolitische und moralische Wende flir Ecuador verwirklichen wird.

Ecuador ist ein geschundenes Land, das in den vergangenen Jahren wenig Glick mit seinen Regierungen hatte.

Ein weitgehend unkontrolliertes System der Korruption zwischen Regierung, Parlament und Justiz liel3 Ecuador
auf einen der obersten Platze in der Korruptionsskala von Transparency International rutschen. Die Anklage von
poli-tisch Verantwortlichen durch den Kongref flihrte zu einer wiederholten Lahmung der Regierungsfunktion.

Im Herbst 1995 floh der Vizeprasident des Landes, Alberto Dahik, nach einem Anklageverfahren vor dem
Kongrel3 nach Costa Rica. Im Februar 1997 entzog sich der seit August 1996 amtierende Staatsprasident Abdalé
Bucardm nach einem Amtsenthebungsverfahren des Kongresses durch die Flucht nach Panama der Festnahme.
Unter dem vom KongreR im Februar 1997 eingesetzten Ubergangsprasidenten Fabian Alarcén muf3te sich der
Innenminister César Verduga im Februar 1998 kurz vor der Verhaftung nach Miami absetZtaai3prasident

konnte nur kraft seines Amtes laufende Verfahren gegen sich hinauszdogermngez(Kselbst hat sich im

Frihjahr 1997 von 17 seiner 82 Abgeordneten wegen Korruption getrennt.

In all diesen Jahren hatten zuséatzlich die unglnstigen institutionellen Rahmenbedingungen der Verfassung Ecua
dors zu einer LAhmung der politischen Entscheidungsprozesse démilerfehlende Regierungsfahigkeit des

Landes aufgrund eines zersplitterten Parteiensystems und einer institutionellen Dominanz des Kongresses ohne
feste Mehrheitshildung machte die politische Instabilitdt zum Dauerzustand. Der wirtschaftliche Niedergang ver-
schlimmerte sich kontinuierlich von Krise zu Krise. Im Sommer 1998 betrug das Wirtschaftswachstum des
Landes gerade 1,7 Prozent bei einem Bevolkerungswachstum von 2,5 Prozent. Die Inflation von knapp 50
Prozent im Jahre 1998 ist eine der hdchsten in Lateinamerika. Das Haushaltsdefizit des Staates stieg unter den
kurzzeitigen Regierungen der vergangenen Jahre auf ca. sieben Prozent und soll bis Ende 1998 auf immer noch
funf Prozent gesenkt werden. Von Armut sind nach offiziellen Angaben ca. 60 Prozent der Bevélkerung
betroffen. Zu der jahrelangen Unfahigkeit der Regierungen zu wirtschaftspolitischen Reformen kamen
Naturkatastrophen wigl Nifioim Winter 1997/98, der Schaden in Hohe von, wie man schéatzt, drei Milliarden

Dollar verursacht hat.

Die Asamblea Nacional
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Nach dem Sturz des Prasidenten Bucardm am 5. Februar 1997 war in einer allgemeinen Aufbruchsstimmung
zwischen zivilgesellschaftlichen Gruppen, Parteifihrern, Unternehmern, Gewerkschaften und den Medien ein
Konsens entstanden, die Ursachen der Krisen und der Armut zu bek&dmpfen. Die Einigung auf die verfassungs-
widrige Ernennung des Parlamentsprasidenten Fabian Alarcén, des Fuhrers einer Splitterpartei und bisherigen
Verbiindeten Bucarams, zum interimistischen Staatsprasidenten wurde verbunden mit dem Votum fur eine Ver-
fassungsreform durch eine zu wéhlende Verfassunggebende Versammlung (Asamblea Nacional) und durch vor-
gezogene Neuwahlen des Staatsprasidenten und der Parlamente.

Der Interimsprasident war bemunht, die Idee einer Asamblea Nacional scheitern zu lassen. In seiner
Volksbefragung (Consulta Popular) vom 25. Mai 1997 beflirworteten die Wahler in der dritten Frage die
Einberufung einer Asam-blea, “mit der audiefllichen Aufgabe, die Verfassung [...] zu reformier@mlarcon

verzdgerte die Wahl zur Verfassungsreformierenden Versammlung mit der Absicht, sie scheitern zu lassen, bis ir
den Herbst 1997. Die Wahl der 70 Mitglieder der Asamblea wurde auf den 30. November 1997 fé%[gjelegt.
Sitzungsdauer der Asamblea wurde in der Verfassungsreform sehr ungunstig auf den Zeitraum vom 20.
Dezember 1997 bis zum 30. April 1998 festgelegt. Da die KongreBwahlen am 31. Mai 1998 stattfinden sollten,
mufiten die Verhandlungen der Asamblea unweigerlich in die Auseinandersetzungen des Wahlkampfes gezogen
werden.

Die Wahl der Mitglieder der Asamblea erfolgte auf der Ebene der 21 Provinzen. Es wurde mit offenen Listen ge-

arbeitet, d. h. jeder Wahler hatte in seiner Provinz so viele Stimmen auf einzelne Kandidaten zu vergeben, wie di
Provinz Abgeordnete zu entsenden hatte. Die Mandate wurden auf der Grundlage der meisten individuell erreich.
ten Stimmenzahlen vergeben. Ein Proportionalausgleich der Parteilisten erfolgte nicht. Es handelte sich um eine

Persdnlichkeitswahl, die durch die Listenvorgabe nur eine Parteizuordnung der Kandidateh zulieR.

In der Auswirkung des Wahlsystems war das Wahlergebnis sehr zersplittert. Die starksten Parteien waren der
PSC und die DP, die in der Regel gemeinsam Uber die Mehrheit verfligten. Es war jedoch grundsatzlich ein
breiter Konsens fiir die Verfassungsanderungen zu erzielen, die fir die kiinftige, neue Regierung die
institutionellen Rah-menbedinngen deutlich verbessern sollten. Der friihere Staatsprasident OsvaldinHigta

sich seit Jahren fur Verfassungsreformen zur Verbesserung der Regierungsfahigkeit Ecuadors eingesetzt hatte,
war zum Prasidenten der Asamblea gewéhlt worden. Die von der Asamblea Nacional beschlossene neue
Verfassung Ecuadors trat am 10. August 1998, also mit dem Regierungswechsel,ﬁ’n Kraft.

Neuwahlen 1998

In der Folge des Sturzes von Bucaram und der Einsetzung des Interimsprasidenten Alarcon hatte der Kongref3 in
Juni 1997 die Verfassung dahingehend geandert, da? Neuwahlen im Mai 1998 stattfinden sollten. Die Asamblea
Nacional legte die erste Wahlrunde fiir Prasidenten und die Wahl der Parlamente auf den 31. Mai 1998 fest. Die

Stichwahl fur den Staatsprasidenten wurde auf den 12. Juli gelegt.

Die Prasidentschaftswahl

Der Prasident und Vizeprasident Ecuadors werden als Paar gewahlt. Sie sind vier Jahre im Amt und kénnen (erst
mals bei dieser Wahl) nach einer Pause von einer Amtszeit wiedergewahlt werden. So hat Befisigset

schaftswahl der friihere Staatsprasidemtirigo Borja wieder zur Wahl antreten konnen. Die Amtszeit des neuen
Prasidenten wird nicht nur vier Jahre umfassen, vielmehr hat die neue Verfassung den Amtsbeginn der
Prasidenten auf den 15. Januar nach den Wabhlen festgelegt, so daf durch die Ubergangsbestimmung der neuer
Verfassung der Staatsprasident bis zum 15. Januar 2003 amtieren wird. Diese Anderung wurde insbesondere mi
Blick auf die Haushaltsjahre getroffen, da die Prasidenten bisher bei inrem Amtsantritt am 10. August weitgehenc
leere Staats-kassen vorfanden.



Das Wahlsystem fir den Prasidenten

Esgilt bis zu dieser Wahl die Verfassungsvorschrift, dal’ der Prasident mit absoluter Mehrheit direkt zu wéhlen
ist. Erreicht keiner der Kandidaten die absolute Mehrheit, ist sechs Wochen spéter eine Stichwahl zwischen den
beiden erstplazierten Kandidaten durchzufiihren. Bisher muf3ten in Ecuador bei allen Wahlen seit 1979 auch
Stichwahlen durchgefuihrt werden.

Prasidentschaftskandidaten

Fur die Wahl des Prasidenten wurden von sechs Parteien Kandidaten mit den jeweiligen Vizepréasidentschaftskat
didaten aufgestellt:

DP Jamil Mahuad Witt und Gustavo Noboa Bejarano

PRE Alvaro Noboa Pontén und Alfredo Castillo Bujase

AN Rosalia Arteaga Serrano und Guido H. Carranza Acosta
ID Rodrigo Borja Cevallos und Carlos G. Baquerizo Astudillo
MPD Maria Eugenia Lima und Ricardo M. Ramirez Aguirre
MICNP Freddy Ehlers Zurita und Jorge E. Gallardo Zavala

Jamil Mahuad war als Kandidat der christlich-demokratischen DP der zu Beginn des Wahlkampfes bekannteste
Politiker. Schon in der Regierung des Staatsprasidenten Osvaldo Hurtado konnte er als Arbeitsminister politische
Erfahrungen sammeln. Ende der achtziger Jahre war er Abgeordneter seiner Partei im Kongref3 und Parteivorsit-
zender. Wahrend eines Studiums an der Harvard University spezialisierte er sich fir die Themen der 6ffentlichen
Verwaltung. 1988 kandidierte er bereits einmal fur die Prasidentschaft, war jedoch nicht in die Stichwahl gekom-
men. 1992 und 1996 wurde er zum Birgertaeigon Quito gewahlt. In dem Aufstand der Zivilgkschaft gegen

den Staatsprasidenten Abdald Bucaram Ende 1996 bis Februar 1997 hatte er sich 6ffentlich flr die Ablésung des
Staatspréasidenten engagiert.

Der nach seiner Absetzung nach Panama geflohene Fihrer des populistischen PRE, Abdala Bucaram, konnte ge
maf der neuen Verfassung nicht wieder kandidieren. Dafur lieR er Alvaro Noboa, den reichsten Mann Ecuadors,
zum Kandidaten der PRE nominieren.

Die Vizeprasidentin des damaligen Prasidenten Abdala Bucaram, Rosalia Arteaga, hatte nach der wegen geistig
Ungeeignetheit erfolgten Amtsenthebung des Staatsprasidenten im Februar 1997 nach der Verfassung in das An
des Staatsprasidenten nachfolgen sollen. Fiir wenige Stunden war sie auch amtierende Staatsprasidentin. Der
Kon-gref3 beschlol} jedoch verfassungswidrig, den Kongref3prasidenten zum Staatsprasidenten auf eingeschrank
Zeit zu bestellen, wahrend die Vizeprasidentin bis zum Ende der Amtszeit im Sommer 2000 hatte ihr Amt
behalten miussen. Doch die Asamblea Nacional hat die Amtszeit der Vizeprasidentin bis zum Ende der
interimistischen Prasidentschaft am 10. August 1998 beschrankt. Gegen diese Verfassungsmanipulationen
demonstrierte Arteaga durch ihre Prasidentschaftskandidatur und ihren dadurch notwendigen vorzeitigen
Rucktritt. Ihr Partido Alianza Nacional konnte bei den Wahlen zum Kongrel3 keinen Sitz erringen.

Der Fuhrer der ID und frihere Staatsprasident Rodrigo Borja kandidierte nochmals fir die Prasidentschaft, um al
Zugpferd seiner Partei das Votum fur die Kongrel3kandidaten der ID zu erh6hen. Die Rechnung ging schlief3lich
auch auf, da auf die Wahl der ID fur den Kongrel3 fast genauso viele Stimmen wie fiir Borja abgegeben wurden
und die ID damit zur viertstarksten Partei werden konnte.



Die Kandidatin des weit links stehenden Spektrums, Maria Eugenia Lima, konnte nur als die Fahnentragerin des
MPD verstanden werden.

Schliel3lich war die Kandidatur des erfolgreichen Fernsehjournalisten Freddy Ehlers der zweite Anlauf einer
Bewe-gung unabhéngiger zivilgesellschaftlicher Gruppen und der ReprasentatiotigienasBei der

vorherigen Pra-sidentschaftswahl vom Friihjahr 1996 war seine Kandidatur sehr kurzfristig aufgebaut worden unc
Uberraschend so erfolgreich, dal3 die Kandidaturen gegen den damaligen Kandidaten des PSC, Jaime Nebot,
aufgespalten wurden. Ehlers kam zwar 1996 auf den dritten Platz, doch gelangte dadurch gleichzeitig der
Kandidat des PRE, Abdald Bucaram, in die fur ihn dann erfolgreiche Stichwahl. Die erneute Kandidatur von
Ehlers erwies sich jedoch als nicht mehr profilierungsfahig.

Einer fehlte jedoch im Wahlkampf und war gar nicht erst aatgtr Die groRte und machtigste Partei Ecuadors, der
Partido Social Cristiano, wird weiterhin dominiert von dem friiheren Staatsprasidenten und jetzigen Blrger-
meister von Guayaquil, Leén Febres Cordero. Sein autoritares Image, besonders im Hochland Ecuadors, strahlte
negativ auf den politischen Fuhrer des PSC, Jaime Nebot, aus. Er war bereits zweimal der Prasidentschaftskand
dat des PSC gewesen und jedesmal in der Stichwahl geschlagen worden, zuletzt 1996 von Abdala Bucaram. Mit
der Imagebelastung des geborenen Verlierers verzichtete er im Februar 1998 auf seine Kandidatur. Da der PSC
keinen anderen mehrheitsfahigen Politiker aufgebaut hatte, muf3te er auf die Beteiligung an der Prasidentschafts
wahl verzichten. Dies muf3te Auswirkungen auf das Ergebnis des PSC bei der Kongref3wahl haben.

Im Wahlkampf, der von allen Kandidaten mit stark populistischen Versprechungen und so gut wie keiner
systema-tischen Programmatik durchgefuhrt wurde, stand die Auseinandersetzung der Persénlichkeiten der
Kandidaten im Vordergrund. Die Darstellung der Kandidaten in den Medien war vorrangig, Wahlveranstaltungen
im klassischen Sinn wurden noch am ehesten von Alvaro Noboa durchgefiihrt. Die Wahlslogans waren
austauschbar. Wahlge-schenke, einschlie3lich Bargeld, waren ein besonders im Wahlkampf von Alvaro Noboa
wirksames Instrument. Die Wahlversprechungen der Parteien und Kandidaten betrafen die Zahl der jahrlich zu
bauenden Wohnungen, der zu schaffenden Arbeitsplatze, den Wiederaufbau d&t Mificizerstorten

Klstenregion, Schulspeisungen und medizinische Versorgung. Die Identifikation der Wahler mit deat&andid

und erst recht mit den Parteien war relatiwgath ausgepragt. Die sehr hohe Ausgangssituation von Jamil Mahuad
zu Beginn des Wahlkampfes in Umfragen, die zu der Annahme fiihrten, er wirde im ersten Wahlgang 50 Prozent
erreichen, zerfiel im Laufe des Wahlkampfes zur ersten Wahlrunde.

Das Wahlergebnis der ersten Runde der Prasidentschaftswahl
Die Wahl wurde am 31. Mai 1998 zusammen mit den anderen Wahlen durchgefiihrt. Den Wahlern wurden

mehrere, zum Teil sehr grof3e Stimmzettel zur Abstimmung vorgelegt. Der Stimmzettel fir die Prasidenten und
Vizeprasidenten waren mit Fotos der Kandidaten versehen. Die Kandidaten erhielten folgende stinfmenzant:

Kandidaten Stimmenzahl Prozent
Jamil Mahuad
Gustavo Noboa 1342114 34,9

Alvaro Noboa
Alfredo Castillo 1022667 26,6

Rosalia Arteaga
Guido Carranza 195000 51

Rodrigo Borja
Carlos Baquerizo 619581 16,1



Maria Eugenia Lima

Ricardo Ramirez 97522 2,5
Freddy Ehlers
Jorge Gallardo 566917 14,7

Damit kamen der christlich-demokratische Kandidat Jamil Mahuad aus Quito und der populistische Kandidat
Alvaro Noboa aus Guayaquil in die Stichwahl. Es standen sich wieder zwei Kandidaten Sanrdemd von

derCosta gegentuiber. Die Betrachtung der Ergebnisse der Wahl von Mahuad und von Noboa in der ersten Runde
zeigte, dall Mahuad in allen 21 Provinzen des Landes seine Stimmen gewonnen hatte, in der Regel zwischen 30
und 40 Prozent. Nur in Cotopa@ierra), EsmeraldagCosta) und SucumbiofOriente) hatte er etwas weniger

Stimmen erhalten. Die relativ hdchste Stimmenzahl erreichte Mahuad in seiner Heimatprovinz Loja mit knapp 50
Prozent. Bedeutsam ist jedoch, daf3 erstmals ein Kandidat der DP in den Provinzen der Kistenregion, also auch
im bevolkerungsreichen Guayas, auf bis zu 38 Prozent kam. Bei der Wahl Noboas zeigte sich in der ersten
Wahlrunde noch weitgehend das traditionelle Wahlverhalten zugunsten eines PRE-Kandidaten in der
Kistenregion. Dort konnte er zwar bis zu 50 Prozent der Stimmen erringen, allerdings nicht in Guayas selbst, hie
erhielt er ‘nur’ 43,3 Prozent. Dagegen schnitt Noboa relativ schwach in den ProvinZesrdeab, so mit acht

Prozent in Azuay, Pichincha, Carchi.

Die zweite Runde der Prasidentschaftswahl

Die meisten der Prasidentschaftskandidaten der ersten Runde, die verloren hatten, sprachen sich unmittelbar nac
der Wahl fur die Unterstiitzung von Jamil Mahuad aus, einschlieZlich Jaime Nebot. Der Wahlkampf fur die Ent-
scheidung zwischen Mahuad und Noboa zog sich lange Zeit spannungslos hin. Mahuad wurde in allen Umfrager
als der sichere Sieger mit knapp 70 Prozent der Wéahler gesehen. Der Kandidat trat auch entsprechend in der
Offentlichkeit auf. Er verzichtete fast vollig auf éffentliche Versammlungen, fiihrte einige Autocorsos durch, liel3
seine Partei im ganzen Land Hausbesuche durchfihren. Sein Auftreten fand in den Medien statt, in Treffen mit
Entscheidungstragern und deren Organisationen. Der Medienwahlkampf Mahuads waEtartarikanischer

Anleitung sehr auf den strahlendreger ausgerichtet und auf gar keinen Fall ein Themenwahlkampf, bei dem er
und seine Partei die Agenda hatten bestimmen kénnen. Mahuad bot in seinen Reden sozialpolitische Programme
an, mit denen er besonders die Mittelschichten ansprechen konnte. Alvaro Noboa suchte andererseits den Konta
zu der einfachen Wahlerschaft in den Kistenregionen, aber auchSierdarund imOriente. Grol3e Wahlveran-
staltungen mit popularen Versprechungen und dem Verteilen von Geld und Wahlgeschenken gewannen ihm eine
groRe Gefolgschaft. Eine gleichzeitige kostenintensive Medienwerbung mit halbstiindigen Programmen im Fern-
sehen bildeten ein Gegengewicht zum Medienwahlkampf von Mahuad. Noboa stellte sich als einen karitativen
Helfer mit einfachen Wahlkampfbotschaften fur die armsten Bevolkerungsschichten dar. Beide Kandidaten muf3-
ten auch gegen die Attraktivitat der FuRballweltmeisterschaft ankdmpfen, die am Nachmittag des Wahltages der
zweiten Runde ihr Endspiel hatte.

Zwei Wochen vor der Wahl kam dann in die themenarme Kampagne doch noch das fast wahlentsé¢bgidende

in die Debatte. Der Interimsprasident Fabian Alarcén verflgte die Erhdhung des staatlich festgesetzten Gaspreis
in Flaschen. Gas ist der wichtigste Energietrager fur alle, besonders die einfachen Haushalte. Der Gaspreis war
seit der Regierung von Prasident Borja nicht mehr erhéht worden und lag mit ca. zwei DM je Flasche etwa
zehnmal niedriger als in Kolumbien oder Peru. Diese Gaspreissubvention fiihrte zu Schmuggel ins benachbarte
Ausland und zu einer Verschuldung des Staates. Alarcén gol3 Benzin in die Wahlkampfauseinandersetzung,
wissend, daf? dieser politische Gaspreis jedem Kandidaten das Wahlergebnis verderben muf3te. Die Zustimmung
fur Mahuad lag bis zu diesem Zeitpunkt zwei Wochen vor der Wahl immer noch bei knapp 70 Prozent. Mahuad
reagierte in seiner ersten Reaktion auf die Gaspreiserh6hung verstandnisvoll, womit er seinem Wahlkampfgegne
den entscheidenden Wahlkampfstoff geliefert hatte. Nachdem er sein destruktives Ziel erreicht hatte, zog der



Staatsprasident seine Ver-ordnung wieder zuriick, wissend, daf3 jeder Nachfolger den Gaspreis erhéhen muf3. Ds
populistisch aufgepeitschte Thema fiihrte sofort zu einem deutlichen Knick in den Umfragekurven von Mahuad
und Noboa: Die bis dahin weiter ansteigende Kurve von Mahuad fiel bis zum Wahltag auf knapp tber 50 Prozent
wahrend die bis dahin abwartsgerichtete Kurve bei Noboa auf knapp 50 Prozent anstieg. Eine weitere Woche de
Wahlkampfes hatte das Blatt gewendet. Alarcén hatte aus Eigeninteresse dem Land einen schlechten Dienst
erweisen wollen. Das schnelle Umschwenken eines gro3en Teils der Wahlerschaft macht deutlich, wie gering die
Bindung und Identifikation mit Parteien in Ecuador ist. Die instabile Einstellung zu den

Fuhrungspersonlichkeiten macht die Politik in Ecuador immer wieder aul3erst fragil und kauflich.

Das Wahlergebnisder zweiten Runde

Das Ergebnis wurde knapp, der Vorsprung des Wahlgewinners Jamil Mahuad gegeniber Alvaro Noboa betrug
am 12. Juli 1998 dann noch 2,5 Pro ent.

Jamil Mahuad und Gustavo Noboa 2242836 Stimmen 51,2 %
Alvaro Noboa und Alfredo Castillo 2140628 Stimmen 48,8 %

Mahuad gewann mit nur noch einer Stimmendifferenz von 102 208 Stimmen. Die Betrachtung der
Wabhlergebnisse in den Provinzen macht deutlich, dal3 Noboa mit deutlichem Vorsprung in den Kiistenprovinzen
gewonnen hatte (1364085 : 811616), dal} aber der Kandidat der DP erstmals sehr stark in diesen Provinzen
Stimmen gewinnen konnte. Damit hat Mahuad letztlich seine Wahl doch noch gewonnen. Auf der anderen Seite
konnte er in der Regio8erra mit deutlicher Mehrheit gewinnen (1362229 : 632924).

Alvaro Noboa begann unmittelbar nach SchlieBung der Wahllokale eine wochenlange 6ffentliche Kampagne mit
dem Vorwurf des Wahlbetrugs. Faktisch begann er damit bereits seinen Wahlkampf fir das Jahr 2002.

Jamil Mahuad wurde am 10. August 1998 als Prasident von Ecuador vor dem neugewahlten Kongrel3 in sein Am
eingefuhrt.

Die Wahl zum Kongref3 von Ecuador

Vorzeitig, schon nach zwei Jahren, wurden wegen des Sturzes von Abdala Bucaram ebenfalls am 31. Mai 1998

die Wahlen zum KongrelR abgehalten. Die lange Zeit verfassungsméaRig ausgeschlossene unmittelbare
Wiederwahl| der Abgeordneten war durch Verfassungséanderung wieder zulassig. Damit verbindet sich die die
Erwartung, daf3 sich der Kongrel3 starker professionalisieren wird. Neben den von den Parteien aufgestellten
Kandidaten konnten sich auch unabhéngige Kandidaten zur Bewerbung einschreiben, sofern sie von 1,5 Prozent
der Wahlerschatft einer Pro-vinz Unterschriften beibringen konnten. Die Zahl der kandidierenden Parteien hat sicl
von Wahl zu Wahl langsam verringert. Die Einfihrung einer Finf-Prozent-Klausel im deutschen Sinn stiel3
jedoch immer wieder, auch wieder in der Asamblea Nacional, auf Widerstand. Von der Asamblea wurde bereits
fur diese Wahl festgelegt, daR3 in den Listen der Parteien mindestens 20 Prozent Frauen vertreten sein missen.
Ferner beseitigte sie die Regelung, daf? die in den Provinzen gewéhlten Abgeordneten nur zwei Jahre im Kongre
sein durfen. Diese langjahrige Regelung fuhrte zu einer Zunahme der Korruption bei Abgeordneten. Nunmehr
werden alle Abgeordneten auf vier Jahre ge-wahlt, womit die Effizienz der Parlamentsarbeit verbessert werden
durfte.

Das Wahlsystem zum Kongrel



Die Wahl der 121 Abgeordneten erfolgte auf der Grundlage von Ubergangsbestimmungen, die von der Asamblea
Nacional am 26. Februar 1998 beschlossen wufdes waren wie bei den friineren Wahlen wiederum ‘natio-

nale’ und ‘Provinzabgeordnete’ zu wéhlen. In jeder der 21 Provinzen erfolgte mindestens die Wahl von zwei
Provinzabgeordneten sowie jeweils ein weiterer Abgeordneter je 200000 Einwohner oder einem Rest von Uber
133000 Einwohnern. Dies bedeutet, dal3 die Provinzen Mehrmannwahlkreise mit einer unterschiedlichen Anzahl
zu wahlender Abgeordneter darstellen. Auf der Grundlage der ein Jahrzehnt zuriickliegenden Volksz&hlung und
der sich daraus ableitenden Einwohnerzahlen ergab sich, daf? 101 Provinzabgeordnete zu wafldiavaren.

Zahl der zu wahlenden Provinzabgeordneten in den einzelnen Provinzen waren:

Provinz Provinzabgeordnete
Guayas 18

Pichincha 14

Manabi 8

Azuay, El Oro und Los Rios jeb

Chimborazo, Esmeraldas, Loja und Tungurahua je 4
Bolivar, Cafar, Carchi, Cotopaxi, Imbabura,

Morona Santiago, Napo und Sucumbios je3

Galapagos, Pastaza und Zamora Chinchipe je?2

Die meisten der Provinzen sind also relativ kleine Mehrmannwabhlkreise mit nur wenigen zu wahlenden Abgeord-
neten. Dies bewirkt in der Regel eine landesweite Starkung der grof3eren Parteien, da eine relativ hohe faktische
Sperre entsteht. Kleinere Parteien kdnnen nur bei regionaler Schwerpunktbildung oder in den beiden gréf3ten Prc
vinzen erfolgreich sein.

Neben den Provinzabgeordneten waren wiederum ‘nationale Abgeordnete’ zu wahlen. lhre Zahl wird bei dieser
Wahl in Abhangigkeit von der Zahl der Provinzabgeordneten bestimmt: sie hat einem Finftel der Zahl der Pro-
vinzabgeordneten zu entsprechen, im aktuellen Fall also 20.

In ihrer Summe stieg somit die Gesamtzahl der Abgeordneten gegentiber den frilheren Wahlen von 82 auf 121 a
Es sollte damit eine gleichméaligere Reprasentation der Provinzen erreicht werden.

Verkompliziert wurde das Wahlverfahren dadurch, daf3 fur die nationalen und die Provinzabgeordneten unter-
schiedliche Wahlsysteme angewandt wurden:

Die Provinzabgeordneten wurden mit offenen Parteilisten gewahlt, wobei jeder Wéhler so viele Stimmen
vergeben konnte, wie Provinzabgeordnete in der Provinz zu wahlen waren. Seine Stimmen konnte er auf
Kandidaten ver-schiedener Listen verteilen. Dieses in seiner praktischen Auswirkung nicht nur fiir Ecuadorianer
komplizierte Wahlverfahren war das Resultat einer VolksbefragQowggulta Popular), die von dem damaligen
Interimspra-sidenten Fabian Alarcén zur plebiszitaren Absicherung seiner Amtseinsetzung am 25. Mai 1998
durchgefiihrt wurde. Die Frage nach dem Wahlsystem war dabei unklar formuliert Wovenwurde in der
Volksbefragung im Rahmeron dreizehn weiteren Fragen im Sinnezlgeiten Alternative bestatigt. Jedoch gab es
zum Auszahl-modus weder eine Klarung durch diese Entscheidung der Consulta Popular noch durch die
Asamblea Nacional. Die Oberste Wahlbehérde TSE muRte letztlich in ihsemctivo™ fur die

Wahldurchfihrung die faktische Norm setzen, dal3 nicht “das Verhéaltniswahlsystem von d‘Hondt auf die von den
Listen erzielten Stimmen anzu-wenden sei”. Dies hatte dem Panaschieren in den KommunatwaBdeien-
Wirttemberg, Bayern und Rhein-land-Pfalz entsprochen; ewiasdbes, einen hohen Bildungsstartbrderndes
Wahlsystem. Vielmehr wurde festiggt, dal? “die Kandidaten der verschiedenen Listen, welche die meisten
Stimmen haben, gewinnen.”



Durch diese Moglichkeit der Wahl von Kandidaten quer Uber alle Listen, nicht von geschlossenen Listen, wurden
tats&chlich nicht die kleineren Parteien gestarkt. So erhielten z. B. in der grof3en Provinz Pichincha als einem 14-
Mannwahlkreis nur die drei starken Parteien ID, DP und PSC Mandate, wéhrend die Parteienallianz Pachacutik/
Nuevo Pais mit elf Prozent kein Mandat erhielt. Die Wahl der 101 Provinzabgeordneten erfolgte somit nach
einem personalisierten Mehrheitsprinzip in gewohnlich kleinen Mehrmannwahlkreisen, das fir ca. ein Flnftel der
Wahler zu kompliziert war, so dal3 ihre Stimmen ungtltig wurden. 21,1 Prozent der Wahler hatten landesweit bei
der Wahl der Provinzabgeordneten ungtiltige Stimmzettel abgegeben. Der Stimmzettel in der Provinz Guayas
enthielt 216 Namen von Kanditin fur Provinzabgeordnete, eine Quelle vieler Fehler der Wahler, abelielach v
Maglich-keiten der manipulierten Auszahlung der Stimmen.

Fur die Wahl der 20 nationalen Abgeordneten wurde erstmals in Ecuador die Verhaltniswahl mit dem System vor
d‘Hondt angewandt.

Das Ergebnis der KongreRwahlen am 31. Mai 1998

Eswaren 7072496 Wahlberechtigte in den Wabhlerlisten eingetragen.

Bei der Wahl der nationalen Abgeordneten betrug die Wahlbeteiligung 64,2 Prozent. Besonders in einigen der
Kistenprovinzen sank die Wahlbeteiligung auf unter 55 Prozent.

Im Gesamtergebnis waren 22,3 Prozent der Stimmen ungultig. In den Provinzen mit einem hohen Anteil von
indigener Wéahlerschatft stieg der Anteil der ungultigen Stimmen auf bis zu 33 Prozent an. Auf die einzelnen
Parteilisten entfielen bei dieser Wahl die folgenden Stimmenanteile:

Partei Stimmenanteil Sitze im
in Prozent Kongrel3
Partido Conservador Ecuatoriano 52 1
Concentracion de Fuerzas Populares 1,1 0
Democracia Popular /
Unién Democrata Cristiana 19,0 4
Partido Social Cristiano 23,8 5
Partido Roldosista Ecuatoriano 17,8 4
Alianza Nacional 1,5 0
Izquierda Democratica 15,4 3
Accién Popular Revolucionaria Ecuatoriana 0,8 0
Frente Radical Alfarista 15 0
Movimiento Popular Democratico 4,3 1
Union Popular Latinoamericana 0,4 0

Movimiento Ciudadanos Nuevo Pais /
Movimiento Unidad Plurinacional Pachacutik
Nuevo Pais / Partido Socialista Frente Amplio 9,2 2

Sieben Parteien konnten bei diesem Verhéltniswahlsystem ohne eine Sperrklausel Mandate im Kongref3
gewinnen. Landesweit starkste Partei wurde wieder die Partei PSC, die trotzdem gegentber den vorherigen
Wabhlen starke Verluste hinnehmen muf3te. Die christlich-demokratische DP wurde mit 19 Prozent starker als in
den friheren Wahlen und konnte besonders gut in den Provinzen Pichincha mit Quito, in Loja und Azuay
abschneiden, aber erstmals auch in den Kiistenprovinzen einen Wahleranteil zwischen 18 Prozent in Guayas unt
Manabi und 14 Prozent in Esmeraldas erringen. Der an oberster Stelle in der Liste der Ditkaafalitlian José

Pons stammt aus Guayaquil und wurde nationaler Abgeordneter. Die populistische Partei PRE kam mit 17,8



Prozent auf den dritten Rang. Traditionell findet der PRE seine Wahlerschatft in den Provinzen an der Kuste
Ecuadors, z. T. mit Gber 40 Prozent Stimmenanteil. Doch konnte der PRE bei dieser Wahl auch in den meisten
der indigenen Pro-vinzen des Hochlandes zehn Prozent der Stimmen erreichen.

Die Auszahlung der Wahl der 101 Provinzabgeordneten zog sich wegen des komplizierten Wahlsystems lange
hin. Die Wahlbeteiligung betrug 65,7 Prozent. Ungultig waren, wie schon erwéhnt, 21,1 Prozent der abgegebenel
Stimmen. Da jeder Wabhler je nach Provinz mehrere Stimmen zu vergeben hatte, wurden auf Provinzebene die
einzelnen Provinzabgeordneten entsprechend den hiéchsten Stimmenzahlen bestimmt. Um jedoch den
prozentualen Anteil der einzelnen Parteien darlegen zu kénnen, muf3ten die Stimmen gewichtet zusammengefall
werden. Alle auf eine Partei und auf alle Parteien entfallenden Stimmen wurden addiert und auf dieser Basis das
prozentuale Er-gebnis bestimmt. Die Parteien erhielten demnach folgende StimmeHanteile:

Zu Listenallianzen zwischen zwei und mehreren Parteien kam es in einigen Provinzen der Sierra und des Oriente
nicht jedoch in Kustenprovinzen. Da es sich bei dieser Wahl um die Auswahl von Kandidaten aus verschiedenen
offenen Listen handelte, war letztlich die Listenverbindung fur den Wabhlerfolg nachrangig. So entscheidet denn
auch die Parteizugehorigkeit des jeweils Gewahlten, welcher Fraktion er schlie3lich angehdért. Daher hat sich z.
B. die Zahl der DP-Abgeordneten nochmals um vier erhéht. So miften eigentlich auch die 6,6 Prozent, die auf
Par-teienallianzen entfielen, auf die einzelnen Parteien aufgeteilt werden. Die in der Tabelle dargestellten
Prozentan-teile geben das Bild bei der Wahl zum Kongrel3 im Mai 1998 am objektivsten wieder.

Partei Stimmenanteil Sitze im
in Prozent Kongrefl3
Partido Conservador Ecuatoriano 1,4 1
Concentraciéon de Fuerzas Populares 0,9 1
Democracia Popular/Unién Demécrata Cristiana 24,3 28
Partido Social Cristiano 20,5 21
Partido Roldosista Ecuatoriano 17,6 20
Alianza Nacional 1,9 0
Izquierda Democratica 11,9 13
Accion Popular Revolucionaria Ecuatoriana 0,7 0
Frente Radical Alfarista 2,0 3
Movimiento Popular Democratico 3,9 1
Union Popular Latinoamericana 0,6 0

Movimiento Ciudadanos Nuevo Pais / Movimiento
Unidad Plurinacional Pachacutik Nuevo Pais /

Partido Socialista Frente Amplio 4,2 4
Sonstige Parteien 3,6 0
Parteienallianzen auf Provinzebenen 6,6 9
Summe 100,0 101

So war die DP/UDC mit rund 25 Prozent zur starksten Partei Ecuadors geworden. Die traditionell starkste Partei
PSC kam nur auf rund 21 Prozent. Drittstarkste Partei konnte wieder der populistische PRE mit rund 18 Prozent
werden. Die sozialdemokratische ID gewann durch die gleichzeitige Prasidentschaftskandidatur ihres
Parteifiihrers Rodrigo Borja nochmals zwolf Prozent. Besonders die sich futedéssen ddndigenas

einsetzende Bewegung Nuevo Pais/Pachacutik konnte nur noch gut vier Prozent mobilisieren. Da einige der
Provinzen nur wenige Wahl-berechtigte haben, kénnen mit wenigen Stimmen Mandate (ber die Provinzebene
gewonnen werden, so z. B. in Galdpagos mit 1100 bzw. 900 Stimmen oder in Pastaza mit 3300 bzw. 2800
Stimmen. So ist es erklarlich, dalR eine Partei mit weniger als einem Prozent der Gesamtwéhlerschaft des Lande:
ein Mandat erringen kann.



Die gesamte Mandatsverteilung im Kongrel3 setzt sich aus der Zahl der nationalen und der Provinzabgeordneten
zusammen. Abgeordnete, die auf der Grundlage von Allianzen zwischen Parteien auf Provinzebene kandidierten
erschweren die Zuordnung zu einer Partei. Fraktionszugehdrigkeiten waren bisher auch nicht sehr fest. Der
Wech-sel von einer Fraktion zu einer anderen, der Wechsel des Parteihemdes, war bisher durch korrumpierte
Methoden kauflich. So kann hier nur die Starke der Fraktionen am 10. August 1998 wiedergegeben werden.

Partei Anzahl der Prozentanteil
Mandate
DP /UDC 36 30
PSC 26 22
PRE 24 20
ID 16 13
CNP / Pachacutik / PSFA 8 7
MPD 2 2
FRA 3 3
PCE 3 3
CFP 2 2
Summe 120 100

Bei insgesamt neun Fraktionen besitzt keine der Parteien die Mehrheit im Kongrel3, vielmehr muf3 die Regierung
und ihre DP-Fraktion als starkste Partei ad hoc Mehrheiten fir ihre Gesetzesvorhaben suchen. Da die Regierung
jeweils die Zustimmung der PSC bendtigt, aber keine dauerhafte ‘Allianz’ auf parlamentarischer Ebene zustande
kam oder praktikabel ist, versucht die PSC mitzuregieren, d. h. der Regierung ihre Gesetzesentwiurfe zu diktieren

Der Stimmenkauf im Kongref3 wird durch einen von der neuen Verfassung vorgegebenen Ehrenkodex des Kon-
gresses erschwert werden. Ein Fraktionswechsel wird nicht mehr méglich sein, da in diesem Fall das Mandat ver
loren geht.

Regier ungsaussichten

Prasident Jamil Mahuad hat ein Kabinett zusammengestellt, das sich aus langjéhrigen erfahrenen Politikern sein
Partei sowie aus jungen Technokraten mit Ausbildung in Harvard oder Boston zusammensetzt. Die hohe
Auslands-verschuldung Ecuadors hat die Inflation allein im September 1998 um gut finf Prozentpunkte steigen
lassen, so dal3 das Land heute die hochste Inflationsrate in Lateinamerika hat. Dreg\iviéiifdte in der Folge der
Finanz-krisen in Ruf3land und Ostasien Anfang September um 15 Prozent abgewertet werden. Besonders die
Exporte von Blumen, einem der wichtigsten Exportartikel Ecuadors, nach Ruf3land waren zusammengebrochen.

Die wirtschaftspolitischen Anpassungsmaf3nahmen, mit denen dabaitadefizit von ca. sieben Prozent abge-baut

und die Investitionen wieder angeregt werden sollen, werden von dem Harvard-Okonomen Jeffrey Sachs geprag
Sowohl der Finanzminister als auch der Zentralbankprasident, der bisherige wirtschaftspolitische Mit-arbeiter des
Beratungsinstituts CORDES, sowie der Staatsprasident selbst haben in Harvard und Boston studiert und
personliche Kontakte aufgebaut.

Die Regierung von Jamil Mahuad hatte zunachst einen sehr hohen Vertrauensvorschuld im Land, gerade weil er

auch in seiner Botschaft an das Volk bei seiner Amtsiibernahme die Bekampfung der Armut in den Vordergrund

gestellt hatte. Mitte September 1998 muf3ten jedoch unter dem Druck der internationalen Finanzentwicklung erste
wirtschaftspolitische MaflRnahmen verkiindet werden, die zunachst die Alltagskosten der armeren Bevdlkerung



spurbar verteuern: Die im Wahlkampf zwar verneinte Erh6hung des Gaspreises, d. h. der Wegfall der Subventio-
nen auf den Gaspreis, muf3te nun durchgesetzt werden. Der Gaspreis wurde von 5000 Sucres auf 25000 Sucres
erhoht. Die Subventionen auf die Strompreise wurden ebenfalls gestrichen, da auch diese Energie weit unter Ko-
stenpreis verkauft und vergeudet wurde, trotz der jahrlichen Stromsperren. Schlie3lich wurde im Rahmen dieser

wirtschaftspolitischen Maflinahmen auch der Dieselpreis deutlich erhéht.

Im Sinn einer sozial ausgerichteten Wirtschaftspolitik wurden zugleich gezielter auf die Bedurftigen und Armen
ausgerichtete neue Subventionen und Beihilfen eingefiihrt: Arme Frauen mit minderjahrigen Kindern erhalten als
Ausgleich des erhdéhten Gaspreises und der sich daraus ergebenden Verteuerungen der Lebenshaltung eine mol
liche Beihilfe von 100000 Sucres (ca. 25 DM); beddrftige Alte erhalten eine monatliche Beihilfe von 50000 Suc-
res. Diese als Beihilfe der Armut oder der Solidaritat bezeichneten Unterstiitzungen werden stiirmisch
nachgefragt und beantragt. Auf den Strompreis erhalten die Familien mit geringem Verbrauch einen
Kostenzuschul3 von ca. 50 Prozent. Andererseits filhrte die Erhéhung der Dieselpreise zu einer Verteuerung der
Bustarife und damit zu der genannten Inflationsrate.

Wie zu erwarten war, wurde gegen diese wirtsspafitischen MaRnahmen von Gewerkschaften und Indigenen-
verbanden Anfang Oktober 1998 ein Generalstreik mit Stral3ensperren und Demonstrationen ausgerufen. Zum
Teil uferten diese Demonstrationen, die keinen sehr groRen Erfolg hatten, in Vandalismus aus. Der Forderung
nach Rucknahme der wirtschaftspolitischen Mal3nahmen kann von der Regierung nicht nachgekommen werden.
Bemi-hungen um eine konsensuale Lésung der sozialen Konflikte werden von den Verbandsfiihrern mit der
Anklndi-gung des nachsten Generalstreiks erschwert. Die Sozialpartnerschaft und der soziale Dialog wird von
der Regie-rung als ein Instrument zur L6sung der Konflikte eingesetzt.

Gleichzeitig hat sich Prasident Jamil Mahuad zum vorrangigen Ziel gesetzt, den jahrelangen Grenzkonflikt durch
einen abschlieBenden Friedensvertrag zu beenden. Bei Beginn seiner Amtszeit gab es nochmals eine Eskalation
der Spannungen von seiten Perus, so dald der peruanische Prasident nicht an der Amtseinfiihrung Mahuads
teilnahm. Seitdem haben sich die beiden Prasidenten jedoch mehrfach zur Regelung der anstehenden Fragen
getroffen, so dafd mit einem Friedensvertrag fur den Herbst 1998 gerechnet wird. Dieser Umstand wirde eine
wirtschaftliche Starkung Ecuadors bedeuten, dessen Erzeugnisse in Peru einen guten Markt finden wrden.

Die langjahrigen gegenseitigen Lahmungen von Exekutive und Legislative haben die Regierungsfahigkeit Ecua-
dors stark geschwacht. Durch die neu erarbeitete Verfassung sind jedoch neue institutionelle
Rahmenbedingungen geschaffen worden, welche die Position des Staatsprasidenten starken, die Rechtssicherhi
und Effizienz des Ju-stizsystems verbessern werden und die 6ffentliche Verwaltung modernisieren. Von der
institutionellen Sicht her betrachtet sind die Aussichten flr einen Erfolg und damit fifezbesserung der
wirtschaftlichen Lebensbedin-gungen des ecuadorianischen Volkes unter der neuamgdgimil Mahuad

positiv zu beurteilen. Das Land hat die Chance, mit internationaler Hilfe und mit maRvollen Reformen die
wirtschaftlichen und sozialen Verhaltnisse in einer Regierungsperiode deutlich zu verbessern.

1) Siehe Karl-Dieter Hoffmann, “Ecuador — ein unregierbares Land? Konsequenzen des Phananguizedeabilidad”,
in: KAS-Auslandsinformationeli98; José Sanchez-Parfia,pugna de poderes. Andlisis critico del sistema politico
ecuatoria-noQuito, 1998; Felipe Burbano de Lara und Michel Rowland, Pugna de poderes. Presidencialismo y partidos en el
Ecuador:1979-1997Quito: CORDES, 1998.

2) Die Ergebnisse der Consulta Popular wurden im Registro Oficial No 8@om 5. Juni 1997 veréffentlicht.

3) S. die entsprechende Verfassungsanderung vom 5. September Fagjrstno Oficial No 146.

4) S. “Ley especial para la Eleccion de Representantes para la Asamblea NacioBgifeimento del Registro Oficial No.
149 vom 10. 9. 1997.

5) Asamblea Nacional Constituyente, “Constitucién Politica de la Republica del Ecuadeegidro Oficial, No 1 vom 11.
8.1998.

6) Tribunal Supremo Electordhforme del Tribunal Supremo Electoral al Congreso Nacional, Quito, August 1998, S. 94.
7) Ebd. S. 159.

8) “Disposiciones Transitorias que se apliquen en las Elecciones de 19%8}lémento del Registro Oficial 265,



27.2.1998.

9) Tribunal Supremo Electoral: Convocatoria a Elecciones 1998, in: ldéosme ..., S. 71.

10) “Sechste Frage: Fir welche der beiden Alternativen zur Wahl der Abgeordneten [...] sind Sie: a. Wahl nach
geschlosseneftompleta) Listen, wie bisher oder b. Wahl durch Auswahl von Namen aus jeder Liste oder zwischen Listen?”
SieheRegistro Oficial Nr. 80 vom 5. Juni 1997.

11) Tribunal Supremo Electoral, “Instructivo Electoral para las Elecciones de 1998”, intderse..., S. 66-70.

12) Tribunal Supremo Electorahforme...., S. 106.

13) Quelle: Auf der Grundlage der Computerausdrucke des Tribunal Supremo Electoral vom 28. 7. 1998 fir die 21
Provinzen, eigene Berechnungen.

Dr. Manfred Rabeneick ist Landesbeauftragter der Konrad-Adenauer-Stiftung in Ecuador.



	Schaltfläche2: 


